
Anlage zur Verschwiegenheitsvereinbarung — Gesetzeswortlaut

Stand: 13. Jul 2026

Bestandteil der Belehrung gemäß § 43e BRAO, § 62a StBerG, § 50 WPO, § 26 BNotO bzw. § 39c PAO; für

Österreich: § 80 WTBG 2017 (Wirtschaftstreuhandberufe) und § 121 öStGB (insbesondere Gesundheitsberufe);

weitere österreichische Vorschriften (z. B. § 9 RAO, § 122 öStGB) sind in der amtlichen Quelle ris.bka.gv.at

abrufbar. Nachstehend der Wortlaut der einschlägigen Vorschriften in der jeweils aktuellen Fassung (amtliche

Quelle: www.gesetze-im-internet.de; deutsches Recht, amtliches Werk i. S. d. § 5 UrhG).

§ 203 StGB — Verletzung von Privatgeheimnissen

Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes

Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die

Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlußprüfung,

Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten

Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten,

3a. Organ oder Mitglied eines Organs einer Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder einer

Berufsausübungsgesellschaft von Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten, einer

Berufsausübungsgesellschaft von Rechtsanwälten oder europäischen niedergelassenen Rechtsanwälten oder

einer Berufsausübungsgesellschaft von Patentanwälten oder niedergelassenen europäischen Patentanwälten

im Zusammenhang mit der Beratung und Vertretung der genannten Gesellschaft,

Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle,

die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,

Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 Absatz 1 des

Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder

Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer

privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit

Geldstrafe bestraft.

Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen

Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm

als Amtsträger, Europäischer Amtsträger, für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, Person,

die Aufgaben nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, Mitglied eines

Untersuchungsausschusses, öffentlich bestelltem Sachverständigen oder förmlich zur Geheimhaltung

bei Forschungsvorhaben verpflichteter Person anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist.

Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche

Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz

1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen

für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt.

(2a) (weggefallen)

Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 und 2 genannten

Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur Vorbereitung
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auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 Genannten dürfen

fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen oder

dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der Tätigkeit der sonstigen

mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige mitwirkende Personen, wenn diese

sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den Absätzen

1 und 2 Genannten mitwirken.

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes

Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende

Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger Datenschutzbeauftragter

bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer

als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine sonstige

mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit

bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für

sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind,

als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, die unbefugt ein

fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis

offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde;

dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte

Person sind, oder

nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person ein fremdes

Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen Nachlass erlangt

hat.

Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des

Betroffenen unbefugt offenbart.

Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen

anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

§ 204 StGB — Verwertung fremder Geheimnisse

Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen

Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder

mit Geldstrafe bestraft.

§ 203 Absatz 5 gilt entsprechend.

§ 43e BRAO — Inanspruchnahme von Dienstleistungen

Der Rechtsanwalt darf Dienstleistern den Zugang zu Tatsachen eröffnen, auf die sich die Verpflichtung

zur Verschwiegenheit gemäß § 43a Absatz 2 Satz 1 bezieht, soweit dies für die Inanspruchnahme der

Dienstleistung erforderlich ist. Dienstleister ist eine andere Person oder Stelle, die vom Rechtsanwalt im

Rahmen seiner Berufsausübung mit Dienstleistungen beauftragt wird.

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, den Dienstleister sorgfältig auszuwählen. Er hat die Zusammenarbeit

unverzüglich zu beenden, wenn die Einhaltung der dem Dienstleister gemäß Absatz 3 zu machenden

Vorgaben nicht gewährleistet ist.

Der Vertrag mit dem Dienstleister bedarf der Textform. In ihm ist

der Dienstleister unter Belehrung über die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung zur

Verschwiegenheit zu verpflichten,

2. 

1. 

2. 

3. 

1. 

2. 

1. 

2. 

1. 

2. 

3. 

1. 

Zentre · EZTO TECHNOLOGIES GmbH 2 / 8



der Dienstleister zu verpflichten, sich nur insoweit Kenntnis von fremden Geheimnissen zu verschaffen,

als dies zur Vertragserfüllung erforderlich ist, und

festzulegen, ob der Dienstleister befugt ist, weitere Personen zur Erfüllung des Vertrags heranzuziehen;

für diesen Fall ist dem Dienstleister aufzuerlegen, diese Personen in Textform zur Verschwiegenheit zu

verpflichten.

Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die im Ausland erbracht werden, darf der Rechtsanwalt

dem Dienstleister den Zugang zu fremden Geheimnissen unbeschadet der übrigen Voraussetzungen

dieser Vorschrift nur dann eröffnen, wenn der dort bestehende Schutz der Geheimnisse dem Schutz im

Inland vergleichbar ist, es sei denn, dass der Schutz der Geheimnisse dies nicht gebietet.

Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die unmittelbar einem einzelnen Mandat dienen, darf

der Rechtsanwalt dem Dienstleister den Zugang zu fremden Geheimnissen nur dann eröffnen, wenn der

Mandant darin eingewilligt hat.

Die Absätze 2 und 3 gelten auch im Fall der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, in die der Mandant

eingewilligt hat, sofern der Mandant nicht ausdrücklich auf die Einhaltung der in den Absätzen 2 und 3

genannten Anforderungen verzichtet hat.

Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht, soweit Dienstleistungen auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften

in Anspruch genommen werden. Absatz 3 Satz 2 gilt nicht, soweit der Dienstleister hinsichtlich der zu

erbringenden Dienstleistung gesetzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet ist.

Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt.

§ 62a StBerG — Inanspruchnahme von Dienstleistungen

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte dürfen Dienstleistern den Zugang zu Tatsachen eröffnen, auf

die sich die Verpflichtung zur Verschwiegenheit gemäß § 57 Absatz 1 bezieht, soweit dies für die

Inanspruchnahme der Dienstleistung erforderlich ist. Dienstleister ist eine andere Person oder Stelle, die

vom Steuerberater oder vom Steuerbevollmächtigten im Rahmen seiner Berufsausübung mit

Dienstleistungen beauftragt wird.

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte sind verpflichtet, den Dienstleister sorgfältig auszuwählen. Die

Zusammenarbeit muss unverzüglich beendet werden, wenn die Einhaltung der dem Dienstleister gemäß

Absatz 3 zu machenden Vorgaben nicht gewährleistet ist.

Der Vertrag mit dem Dienstleister bedarf der Textform. In ihm ist

der Dienstleister unter Belehrung über die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung zur

Verschwiegenheit zu verpflichten,

der Dienstleister zu verpflichten, sich nur insoweit Kenntnis von fremden Geheimnissen zu verschaffen,

als dies zur Vertragserfüllung erforderlich ist, und

festzulegen, ob der Dienstleister befugt ist, weitere Personen zur Erfüllung des Vertrags heranzuziehen;

für diesen Fall ist dem Dienstleister aufzuerlegen, diese Personen in Textform zur Verschwiegenheit zu

verpflichten.

Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die im Ausland erbracht werden, darf der Steuerberater

und der Steuerbevollmächtigte dem Dienstleister den Zugang zu fremden Geheimnissen unbeschadet

der übrigen Voraussetzungen dieser Vorschrift nur dann eröffnen, wenn der dort bestehende Schutz der

Geheimnisse dem Schutz im Inland vergleichbar ist, es sei denn, dass der Schutz der Geheimnisse dies

nicht gebietet.
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Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die unmittelbar einem einzelnen Mandat dienen, darf

der Steuerberater und der Steuerbevollmächtigte dem Dienstleister den Zugang zu fremden

Geheimnissen nur dann eröffnen, wenn der Mandant darin eingewilligt hat.

Die Absätze 2 und 3 gelten auch im Fall der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, in die der Mandant

eingewilligt hat, sofern der Mandant nicht ausdrücklich auf die Einhaltung der in den Absätzen 2 und 3

genannten Anforderungen verzichtet hat.

Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht, soweit Dienstleistungen auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften

in Anspruch genommen werden. Absatz 3 Satz 2 gilt nicht, soweit der Dienstleister hinsichtlich der zu

erbringenden Dienstleistung gesetzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet ist.

Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt.

§ 43 Abs. 1 WPO — Allgemeine Berufspflichten (Auszug)

Berufsangehörige haben ihren Beruf unabhängig, gewissenhaft, verschwiegen und eigenverantwortlich

auszuüben. Sie haben sich insbesondere bei der Erstattung von Prüfungsberichten und Gutachten

unparteiisch zu verhalten.

(Auszug: Es ist nur Absatz 1 wiedergegeben; die Absätze 2 bis 6 betreffen weitere Berufspflichten.)

§ 50 WPO — Verschwiegenheitspflicht beschäftigter Personen

Der Wirtschaftsprüfer hat die von ihm beschäftigten Personen in Textform zur Verschwiegenheit zu verpflichten

und sie dabei über die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung zu belehren. Zudem hat er bei ihnen in

geeigneter Weise auf die Einhaltung der Verschwiegenheitspflicht hinzuwirken. Den von dem Wirtschaftsprüfer

beschäftigten Personen stehen die Personen gleich, die im Rahmen einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder

einer sonstigen Hilfstätigkeit an seiner beruflichen Tätigkeit mitwirken. Satz 1 gilt nicht für angestellte Personen,

die im Hinblick auf die Verschwiegenheitspflicht den gleichen Anforderungen wie der Wirtschaftsprüfer

unterliegen. Hat sich ein Wirtschaftsprüfer mit anderen Personen, die im Hinblick auf die

Verschwiegenheitspflicht den gleichen Anforderungen unterliegen wie er, zur gemeinschaftlichen

Berufsausübung zusammengeschlossen und besteht zu den beschäftigten Personen ein einheitliches

Beschäftigungsverhältnis, so genügt auch der Nachweis, dass eine andere dieser Personen die Verpflichtung

nach Satz 1 vorgenommen hat.

§ 18 BNotO — Pflicht zur Verschwiegenheit

Der Notar ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was ihm bei

Ausübung seines Amtes bekannt geworden ist. Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder

ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

Die Pflicht zur Verschwiegenheit entfällt, wenn die Beteiligten Befreiung hiervon erteilen; sind Beteiligte

verstorben oder ist eine Äußerung von ihnen nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten zu

erlangen, so kann an ihrer Stelle die Aufsichtsbehörde die Befreiung erteilen.

Bestehen im Einzelfall Zweifel über die Pflicht zur Verschwiegenheit, so kann der Notar die Entscheidung

der Aufsichtsbehörde nachsuchen. Soweit diese die Pflicht verneint, können daraus, daß sich der Notar

geäußert hat, Ansprüche gegen ihn nicht hergeleitet werden.

Die Pflicht zur Verschwiegenheit bleibt auch nach dem Erlöschen des Amtes bestehen.
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§ 26 BNotO — Förmliche Verpflichtung beschäftigter Personen

Der Notar hat die von ihm beschäftigten Personen bei ihrer Einstellung nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes

förmlich zu verpflichten. Hierbei ist auf die Bestimmungen des § 14 Absatz 4 und des § 18 besonders

hinzuweisen. Hat sich ein Notar mit anderen Personen zur gemeinschaftlichen Berufsausübung

zusammengeschlossen und besteht zu den Beschäftigten ein einheitliches Beschäftigungsverhältnis, so genügt

es, wenn ein Notar die Verpflichtung vornimmt. Der Notar hat in geeigneter Weise auf die Einhaltung der

Verschwiegenheitspflicht durch die von ihm beschäftigten Personen hinzuwirken. Den von dem Notar

beschäftigten Personen stehen die Personen gleich, die im Rahmen einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder

einer sonstigen Hilfstätigkeit an seiner beruflichen Tätigkeit mitwirken. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für

Notarassessoren und Referendare.

§ 39a PAO — Grundpflichten (Auszug: Abs. 1 und 2 — Verschwiegenheit)

Der Patentanwalt darf keine Bindungen eingehen, die seine berufliche Unabhängigkeit gefährden.

Der Patentanwalt ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was ihm in

Ausübung seines Berufes bekanntgeworden ist. Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder

ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Der Patentanwalt hat die von ihm beschäftigten

Personen in Textform zur Verschwiegenheit zu verpflichten und sie dabei über die strafrechtlichen

Folgen einer Pflichtverletzung zu belehren. Zudem hat er bei ihnen in geeigneter Weise auf die

Einhaltung der Verschwiegenheitspflicht hinzuwirken. Den von dem Patentanwalt beschäftigten

Personen stehen die Personen gleich, die im Rahmen einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder einer

sonstigen Hilfstätigkeit an seiner beruflichen Tätigkeit mitwirken. Satz 4 gilt nicht für Referendare und

angestellte Personen, die im Hinblick auf die Verschwiegenheitspflicht den gleichen Anforderungen wie

der Patentanwalt unterliegen. Hat sich ein Patentanwalt mit anderen Personen, die im Hinblick auf die

Verschwiegenheitspflicht den gleichen Anforderungen unterliegen wie er, zur gemeinschaftlichen

Berufsausübung zusammengeschlossen und besteht zu den Beschäftigten ein einheitliches

Beschäftigungsverhältnis, so genügt auch der Nachweis, dass eine andere dieser Personen die

Verpflichtung nach Satz 4 vorgenommen hat.

(Auszug: Es sind nur die Absätze 1 und 2 wiedergegeben; die Absätze 3 bis 8 betreffen weitere Grundpflichten.)

§ 39c PAO — Inanspruchnahme von Dienstleistungen

Der Patentanwalt darf Dienstleistern den Zugang zu Tatsachen eröffnen, auf die sich die Verpflichtung

zur Verschwiegenheit gemäß § 39a Absatz 2 Satz 1 bezieht, soweit dies für die Inanspruchnahme der

Dienstleistung erforderlich ist. Dienstleister ist eine andere Person oder Stelle, die vom Patentanwalt im

Rahmen seiner Berufsausübung mit Dienstleistungen beauftragt wird.

Der Patentanwalt ist verpflichtet, den Dienstleister sorgfältig auszuwählen. Die Zusammenarbeit muss

unverzüglich beendet werden, wenn die Einhaltung der dem Dienstleister gemäß Absatz 3 zu

machenden Vorgaben nicht gewährleistet ist.

Der Vertrag mit dem Dienstleister bedarf der Textform. In ihm ist

der Dienstleister unter Belehrung über die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung zur

Verschwiegenheit zu verpflichten,

der Dienstleister zu verpflichten, sich nur insoweit Kenntnis von fremden Geheimnissen zu verschaffen,

als dies zur Vertragserfüllung erforderlich ist, und
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festzulegen, ob der Dienstleister befugt ist, weitere Personen zur Erfüllung des Vertrags heranzuziehen;

für diesen Fall ist dem Dienstleister aufzuerlegen, diese Personen in Textform zur Verschwiegenheit zu

verpflichten.

Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die im Ausland erbracht werden, darf der Patentanwalt

dem Dienstleister den Zugang zu fremden Geheimnissen unbeschadet der übrigen Voraussetzungen

dieser Vorschrift nur dann eröffnen, wenn der dort bestehende Schutz der Geheimnisse dem Schutz im

Inland vergleichbar ist, es sei denn, dass der Schutz der Geheimnisse dies nicht gebietet.

Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die unmittelbar einem einzelnen Mandat dienen, darf

der Patentanwalt dem Dienstleister den Zugang zu fremden Geheimnissen nur dann eröffnen, wenn der

Mandant darin eingewilligt hat.

Die Absätze 2 und 3 gelten auch im Fall der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, in die der Mandant

eingewilligt hat, sofern der Mandant nicht ausdrücklich auf die Einhaltung der in den Absätzen 2 und 3

genannten Anforderungen verzichtet hat.

Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht, soweit Dienstleistungen auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften

in Anspruch genommen werden. Absatz 3 Satz 2 gilt nicht, soweit der Dienstleister hinsichtlich der zu

erbringenden Dienstleistung gesetzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet ist.

Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt.

§ 121 öStGB — Verletzung von Berufsgeheimnissen (Österreich; erfasst im

Wesentlichen Geheimnisse über den Gesundheitszustand)

Wer ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das den Gesundheitszustand einer Person betrifft und das

ihm bei berufsmäßiger Ausübung eines gesetzlich geregelten Gesundheitsberufes oder bei

berufsmäßiger Beschäftigung mit Aufgaben der Verwaltung einer Krankenanstalt oder eines anderen

Gesundheitsdiensteanbieters (§ 2 Z 2 des Gesundheitstelematikgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 111/2012)

oder mit Aufgaben der Kranken-, der Unfall-, der Lebens- oder der Sozialversicherung ausschließlich

kraft seines Berufes anvertraut worden oder zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung oder

Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit in

Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen worden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu

zwei Jahren zu bestrafen.

(1a) Ebenso ist zu bestrafen, wer widerrechtlich von einer Person die Offenbarung (Einsichtnahme oder

Verwertung) von Geheimnissen ihres Gesundheitszustandes in der Absicht verlangt, den Erwerb oder das

berufliche Fortkommen dieser oder einer anderen Person für den Fall der Weigerung zu schädigen oder zu

gefährden.

Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem

anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

Ebenso ist ein von einem Gericht oder einer anderen Behörde für ein bestimmtes Verfahren bestellter

Sachverständiger zu bestrafen, der ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das ihm ausschließlich kraft

seiner Sachverständigentätigkeit anvertraut worden oder zugänglich geworden ist und dessen

Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu verletzen, die seine

Tätigkeit in Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen worden ist.

Den Personen, die eine der in den Abs. 1 und 3 bezeichneten Tätigkeiten ausüben, stehen ihre

Hilfskräfte, auch wenn sie nicht berufsmäßig tätig sind, sowie die Personen gleich, die an der Tätigkeit zu

Ausbildungszwecken teilnehmen.
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Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Offenbarung oder Verwertung nach Inhalt und Form durch ein

öffentliches oder ein berechtigtes privates Interesse gerechtfertigt ist.

Der Täter ist nur mit Ermächtigung des in seinem Interesse an der Geheimhaltung Verletzten (Abs. 1 und

3) zu verfolgen.

§ 80 WTBG 2017 — Verschwiegenheitspflicht (Österreich)

Berufsberechtigte sind zur Verschwiegenheit über die ihnen anvertrauten Angelegenheiten verpflichtet.

Für diese Verschwiegenheitspflicht ist es ohne Bedeutung, ob die Kenntnis dieser Umstände und

Tatsachen auch anderen Personen zugänglich ist oder nicht.

Die Verschwiegenheitspflicht der Berufsberechtigten erstreckt sich auch auf persönliche Umstände und

Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen bei Durchführung erteilter Aufträge oder im Zuge eines

behördlichen, nicht öffentlichen Verfahrens in Ausübung ihres Berufes als solche bekanntgeworden sind.

Inwieweit ein Berufsberechtigter in Ansehung dessen, was ihm in Ausübung seines Berufes

bekanntgeworden ist, von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses, zur Einsichtgewährung in

Geschäftspapiere oder zur Erteilung von Auskünften im Verwaltungs-, Abgaben-, Zivil- und

Strafverfahren befreit ist, bestimmen die Verwaltungs- und Abgabenverfahrensgesetze sowie die Zivil-

und Strafprozessordnung, jedoch mit der Maßgabe, dass im Abgabenverfahren vor den Finanzbehörden

einem Berufsberechtigten die gleichen Rechte wie einem Rechtsanwalt zustehen.

(3a) Soweit dies das Recht des Berufsberechtigten auf Verschwiegenheit zur Sicherstellung des Schutzes des

Auftraggebers oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen oder der Durchsetzung zivilrechtlicher

Ansprüche erfordert, kann sich die betroffene Person (Art. 4 Z 1 DSGVO) nicht auf die Rechte der Art. 12 bis 22

und Art. 34 der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung

personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), sowie des § 1 Abs. 3 DSG

berufen.

Die Verschwiegenheitspflicht entfällt, wenn und insoweit

Melde- und Auskunftspflichten im Rahmen der Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2015/849 zur

Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der

Terrorismusfinanzierung; zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und zur Aufhebung der

Richtlinie 2005/60/EG und der Richtlinie 2006/70/EG in der Fassung der Richtlinie (EU) 2018/843 ABl.

Nr. L 156 vom 19.06.2018 S. 43(im Folgenden: Geldwäsche-RL), und den damit im Zusammenhang

erlassenen Umsetzungsmaßnahmen bestehen oder

der Auftraggeber den Berufsberechtigten ausdrücklich von dieser Pflicht entbunden hat oder

die Weitergabe und Verarbeitung von Informationen, auch in Form elektronischer Datenbanken und

Informationsverbundsysteme, für die Beurteilung von Befangenheit und Ausgeschlossenheit im

Netzwerk, einschließlich zu Netzwerkmitgliedern im Ausland, vor Übernahme eines

Abschlussprüfermandates und während der Durchführung desselben durch Netzwerkmitglieder (§§ 270

Abs. 1a, 271 bis 271c des Unternehmensgesetzbuches, dRGBl. S 219/1897) erforderlich ist, oder

Informations-, Melde- und Auskunftspflichten auf Grund des APAG, der Verordnung (EU) Nr. 537/2014

über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse,

ABl. Nr. L 158 vom 27.05.2014 S. 77, oder des Unternehmensgesetzbuches, dRGBl. S 219/1897, welche

im Zusammenhang mit der Umsetzung der Abschlussprüfungs-RL, stehen.

Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß für die Erfüllungsgehilfen der Berufsberechtigten,

Gesellschafter, Aufsichtsräte, Prokuristen und Berufsanwärter.

4. 

5. 

1. 

2. 

3. 

1. 

1. 

2. 

3. 

4. 

1. 
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Hinweis: Die Verschwiegenheitspflicht ist in Abs. 1 und 2 geregelt; Abs. 5 erstreckt sie sinngemäß auf

Erfüllungsgehilfen, Gesellschafter, Aufsichtsräte, Prokuristen und Berufsanwärter.
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